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Bundesverkehrswegeplan besteht eigene Umweltprüfung nicht 

  

Krautzberger: Deutlich mehr Gelder auf Schiene umschichten 

  

Der Entwurf des Bundesverkehrswegeplanes (BVWP) verfehlt elf der zwölf im 

eigenen Umweltbericht gesetzten Ziele. Das ist das Ergebnis einer ersten Analyse 

durch das Umweltbundesamt (UBA): „Der Entwurf zeigt leider, dass Deutschland 

von einer integrierten, verkehrsmittel¬übergreifenden Mobilitätsstrategie mit 

anspruchsvollen Umweltzielen weit entfernt ist. Er muss dringend überarbeitet 

werden.“, sagte UBA-Präsidentin Maria Krautzberger. Sie schlägt vor, mindestens 60 

Prozent der Finanzmittel des Bundesverkehrs¬wegeplans in die Schiene zu 

investieren; bislang sind dafür nur rund 42 Prozent vorgesehen. Der größte Teil geht 

in den Neu- und Ausbau von Straßen. „Durch den zu starken Fokus auf die Straße 

zementiert der Entwurf weitgehend die nicht nachhaltige Verkehrspolitik der 

vergangenen Jahre.“, sagte Krautzberger.  

  

Das zeige sich vor allem in einer bescheidenen Klimabilanz: Netto spart der Entwurf nur 

0,5 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr. „Das ist für einen ambitionierten Klimaschutz zu 

wenig. Vor allem, wenn man bedenkt, dass der Verkehrssektor pro Jahr rund 162 Millionen 

Tonnen CO2 verursacht und seine Emissionen seit 1990 kaum gemindert hat. Auch die im 

Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 für den Verkehrssektor beschlossenen Maßnahmen 

müssen jetzt endlich auf den Weg gebracht werden, um die CO2-Emissionen um 7 bis 10 

Millionen Tonnen pro Jahr zu verringern“, sagte Krautzberger. Zwar sinken durch die 

Schienen- und Wasserstraßenprojekte die CO2-Emissionen des Verkehrssektors um 

eine  Million Tonnen pro Jahr – gleichzeitig machen die vielen Straßenprojekte die Hälfte 

dieser Einsparung wieder zunichte. 

 

Laut Berechnungen des UBA könnten bis zum Jahr 2030 bei einer ambitionierten 
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Ausgestaltung des Bundesverkehrswegeplans alleine durch Verkehrsverlagerungen im 

Individual- und Straßengüterverkehr auf der Straße fünf bis zehn Millionen Tonnen CO2 

pro Jahr eingespart werden. Das zeigt: Der Bundesverkehrs¬wegeplan beeinflusst den 

Klimaschutz im Verkehr mittel- und langfristig ganz erheblich. Die Klimaschutzziele der 

Bundesregierung müssen deshalb bei seiner Ausgestaltung eine deutlich größere Rolle 

spielen. 

 

Ähnlich kritisch sieht es beim Flächenbedarf aus. Laut Beschluss der Bundesregierung 

sollen bis 2020 statt der heute 69 Hektar Fläche pro Tag nur noch 30 Hektar durch 

Siedlung und Verkehr verloren gehen. Der Bundesverkehrswegeplan dürfte davon 

nur  einen Anteil von 1,9 Hektar pro Tag beanspruchen, hat das UBA berechnet. Der 

aktuelle Entwurf überschreitet dieses Budget um rund 50 Prozent, landet bei etwa 2,9 

Hektar pro Tag. Das UBA schlägt vor, von den 605 neu geplanten Straßenprojekten des 

vordringlichen Bedarfs 41 Projekte ganz zu streichen. Von den 22 Wasserstraßenprojekten 

müsste ein Projekt wegfallen. Alle zur Streichung vorgeschlagenen Projekte beanspruchen 

viel Fläche, verursachen massive Nachteile für den Naturschutz sowie hohe Lärm-, 

Luftschadstoff- und Klimagasemissionen. 

 

Bei aller Kritik sieht das UBA auch positive Entwicklungen: „Wir begrüßen ausdrücklich, 

dass die Investitionen für den Erhalt der bestehenden Verkehrswege gestärkt werden 

sollen.“, so Krautzberger. „Auch die neue Kategorie für vordringliche 

Engpassbeseitigungen mit hohem volkswirtschaftlichem Nutzen begrüße ich, weil hier 

keine Projekte mit hoher Umweltbetroffenheit aufgenommen werden. Dadurch wird die 

Umwelt geschont.“ Viele der vorgeschlagenen Einzelprojekte im Schienenverkehr können 

zu einer nachhaltigen Mobilität beitragen. „Die Schaffung eines durchgängigen Netzes für 

Güterzüge mit 740 Meter Zuglänge sehen wir als sehr wichtige Maßnahme an. Dies erhöht 

die Produktivität des Schienengüterverkehrs und reduziert dessen Kosten.“, so 

Krautzberger. „Denn ohne den Schienengüterverkehr werden wir unsere Klimaschutzziele 

nicht erreichen. Daher sollte dieses Projekt in den vordringlichen Bedarf aufgenommen 

werden.“ 

 

Die gesetzlich vorgeschriebene „Strategische Umweltprüfung“ gibt jeder Bürgerin und 

jedem Bürger erstmals das Recht, sich zu Bundes-verkehrswegeplan und zugehörigem 

Umweltbericht bis zum 2. Mai 2016 zu äußern. „Ich wünsche mir, dass viele Menschen die 

Gelegenheit nutzen und sich kritisch mit dem Bundesverkehrswegeplan auseinandersetzen 

– insbesondere auch mit den möglichen Umweltfolgen. Viele Projekte belasten nicht nur 

die Umwelt, sondern bergen auch Gesundheitsrisiken.“  
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